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Fünf Millionen gegen den Lärm
Sanierungsprogramm im Schwarzbubenland ist auf gutem Weg

Von Kurt Tschan

Hofstetten-Flüh. Bis zum Jahr 2018 
unterstützt der Bund Lärmsanierungs-
massnahmen bei Kantons- und Gemein-
destrassen. Im Kanton Solothurn wer-
den zwischen 40 bis 50 Millionen Fran-
ken in die Strassen gesteckt. Auch in 
den Bezirken Dorneck-Thierstein gibt es 
Bedarf, wie Rolf Müller, Leiter Lärm- 
und Schallschutz im Amt für Verkehr 
und Tiefbau, bestätigt. 

Obwohl das Schwarzbubenland ne-
ben dem Bucheggberg zu jenen Solo-
thurner Bezirken gehört, die am we-
nigsten lärmvorbelastet sind, fliesst 
rund jeder zehnte Franken über den 
Passwang. Für die geschätzten fünf 
 Millionen Franken sind in erster Linie 
Projekte in den Gemeinden Dornach, 
Breitenbach, Büsserach und Bättwil 
vorgesehen. Für jede neuralgische 
Stras se existiere bereits ein Projekt, be-
stätigt Müller. 

Lärmmindernder Deckbelag
Aber auch in beschaulicheren Ge-

meinden wie Hofstetten-Flüh ist Lärm-
schutz entlang von Kantons- und 
 Gemeindestrassen ein Thema. «Auf der 
Ettinger-, Mariastein- und Flühstrasse 
wurde ein lärmmindernder Deckbelag 
eingebaut», bestätigt Bauverwalter 
 Roland Ebner. Noch o!en ist eine Be-
lagssanierung an der Talstrasse, bei der 
die Gemeinde mit rund 80 000 Franken 

 belasten wird. Bei 34 Gebäuden und 
zwei unüberbauten Parzellen ist der 
Lärm ebenfalls zu hoch. Massnahmen 
sind aber nicht erforderlich, weil nur 
ö!entlich konzessionierte Anlagen be-
tro!en sind. 

In Breitenbach stehen bauliche 
Massnahmen noch aus. Vor allem bei 
der Sanierung der Passwangstrasse, die 
für 2014 geplant ist, sind Lärmschutz-
massnahmen geplant, wie Breitenbachs 
Verwalter Andreas Dürr betont. Auch 
bei der vorgezogenen Sanierung der 
Fehrenstrasse wird auf die Lärmproble-
matik ein Auge geworfen. 

Müller ist zuversichtlich, dass die 
Solothurner Projekte tatsächlich bis 
2018 abgeschlossen sein werden. Eine 
Knacknuss stellen jedoch die Strassen-
beläge dar. Sogenannte Flüsterbeläge 
benötigen aus akustischen Gründen 
Hohlräume, die sich nicht positiv auf 
die Lebensdauer auswirken. Müller 
setzt deshalb viel Ho!nung in die For-
schung, um diese Problematik zu ent-
schärfen.

Leiser werden könnten die Schwei-
zer Strassen in Zukunft aber auch durch 
den vermehrten Einsatz von Elektro-
autos und eine Reifentypenprüfung. Je 
nach Bereifung eines Fahrzeuges kann 
der Lärm um bis zu zehn Dezibel sinken. 
In finanzieller Hinsicht haben die Ge-
meinden ihren ordentlichen, vom Kan-

ton festgelegten Beitrag zu entrichten. 
Bei der Talstrasse in Hofstetten-Flüh 
sind dies beispielsweise 35,5 Prozent. 
Die Mehrkosten durch den Einbau eines 
teureren Flüsterbelages fallen nicht ins 
Gewicht, weil der Bund mit Subventio-
nen in die Bresche springt. 

Obwohl Solothurn bei den Belags-
sanierungen auf Kurs ist, rechnet Müller 
nicht damit, dass 2018 alle Belags-
arbeiten erledigt sein werden. «Es macht 
keinen Sinn, noch intakte und funkti-
onstüchtige Beläge auszutauschen», 
sagt er. Lärmdämmende Strassenbeläge 
könnten ohnehin zur Norm werden. 
Dies hätte zur Folge, dass sich der Preis-
vergleich zum heutigen Normalbelag 
weiter anpassen würde.

Im Gegensatz zu den Belägen wer-
den Schutzwände als Mittel zur Lärm-
verringerung nur gezielt eingesetzt. Es 
bestehe keine Gefahr, dass weite Teile 
des Kantons hinter solchen Wänden 
verschwinden, sagt Müller. 

«Lärmschutzwände dürfen nicht das 
Orts- und Strassenbild beeinträchtigen. 
Zudem müssen sie wirtschaftlich trag-
bar sein und eine wahrnehmbare 
 Verringerung des Lärms erwarten las-
sen», betont Müller. Lärmschutzwände 
würden auch wegen ihrer Wirksamkeit 
nur in den seltensten Fällen realisiert.  
Vor allem Schallnebenwege würden 
ihre Wirkung häufig minimieren.  

 

Gesetzesänderung soll übers Sparpaket hinaus Gültigkeit haben

Von Georg Schmidt

Liestal. Dem Sozialplan, der das Entlas-
tungspaket 12/15 mit seinem Sparvolu-
men von 180 Millionen Franken etwas 
abfedern soll, fehlt teilweise die rechtli-
che Grundlage. Diese Basis soll der 
Landrat nun an seiner kommenden Sit-
zung vom 26. Januar scha!en. «Das ist 
aber kein Versäumnis, wir waren uns 
der Problematik von Anfang an be-
wusst», sagt Markus Nydegger, Leiter 
des kantonalen Personalamts.

«Der Kanton soll auch in schwieri-
gen Situationen ein vorbildlicher Ar-
beitgeber sein», sagt SP-Landrätin Re-
gula Meschberger, die Präsidentin der 
Personalkommission, zur Vorlage. In 
diesem vorbereitenden Gremium hat 
die Gesetzgebung zwar in einigen Punk-
ten Diskussionen ausgelöst, sie ist aber 
nicht auf Widerstand gestossen, wie die 
Abstimmungsergebnisse zeigen.

Für jene Staatsangestellten, welche 
als Folge des Sparpakets die Kündigung 
erhalten, sollen diverse Leistungen im 
Gesetz festgeschrieben werden. So soll 
es möglich werden, «einmalig eine Här-
tefallleistung zu gewähren», wie es im 
revidierten Personalgesetz heissen soll; 
um diese Frage im Einzelfall zu klären, 
soll auch eine paritätisch zusammenge-
setzte Kommission eingesetzt werden. 
Abfindungszahlungen, wie sie bereits 
heute möglich sind, sollen gezielt im 

Hinblick auf eine Aus- oder Weiterbil-
dung erfolgen können. Und schliesslich 
sollen die entlassenen den frühpensio-
nierten Mitarbeitern bei den Treueprä-
mien gleichgestellt werden und diese 
Zahlungen ebenfalls anteilsmässig (pro 
rata temporis) erhalten.

«Die Änderungen im Personalgesetz 
wurden aus der Sparpaketvorlage her-
ausgenommen und in eine eigene Vorla-
ge gepackt, weil die Direktionen bereits 
daran sind, die flankierenden Massnah-
men aufzugleisen», so Markus Nydegger.
Meschberger hingegen zeigt sich irriert 
über den Zeitpunkt der Vorlage, über die 
Nachreichung gesetzlicher Grundlagen 
für längst verkündete Absichten.

Einig sind sich aber Nydegger und 
Meschberger, dass das jetzige Gesetzes-
vorhaben nicht nur beim Entlastungspa-
ket, sondern auch bei künftigen Reorga-
nisationen der kantonalen Verwaltung 
Gültigkeit haben soll. In der Vorlage ist 
die Rede von «einheitlichen und 
zweckmäs sigen» Abfederungsmassnah-
men, welche die zeitlich befristeten 
Übergangsbestimmungen früherer Spar-
übungen ersetzen sollen.

Priorität hat aber trotz allem, so 
heisst es im Bericht der Kommission, 
dass betro!ene Mitarbeiter eine zumut-
bare Stelle innerhalb der kantonalen 
Verwaltung finden.

Der VCS stört sich an den Plänen für die Rheinstrasse
Verkehrsclub fordert eine Veloroute und eine Umweltverträglichkeitsprüfung

Von Stefan Gyr

Liestal. Seit Mittwoch liegt das neue 
Gesamtkonzept für die Umgestaltung 
der Rheinstrasse zwischen Frenkendorf, 
Füllinsdorf und Liestal auf dem Tisch 
(BaZ von gestern). Das kantonale Tief-
bauamt erarbeitete das Konzept in den 
vergangenen zwei Jahren in einem «ko-
operativen Verfahren» gemeinsam mit 
den drei Gemeinden, den Versorgungs-
werken und der Autobus AG Liestal.

Nicht in der Arbeitsgruppe vertreten 
waren die Interessenverbände. Sie wur-
den erst kurz vor der Medienkonferenz 
vom Mittwochmorgen über die neue 
Pläne ins Bild gesetzt. «Wir wurden 
nicht nach unserer Meinung gefragt, 
sondern stehen vor weit vorangetriebe-
nen Plänen», kritisiert Stephanie Fuchs, 
Geschäftsführerin der VCS-Sektion bei-

der Basel. Der Verkehrs-Club der 
Schweiz (VCS) könne deshalb erst jetzt 
Argumente  einbringen, die viel früher 
hätten diskutiert werden müssen. Fuchs 
betont, der Rückbau der Rheinstrasse 
sei als Bedingung für den Bau der Hoch-
leistungsstrasse H2 zwischen Pratteln 
und Liestal festgelegt worden. Es hand-
le sich um die wichtigste flankierende 
Umweltmassnahme.

Das ursprüngliche Umgestaltungs-
projekt für die Rheinstrasse war Be-
standteil der Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) für den H2-Neubau. 
Diese mehr als zehn Jahre alten Pläne 
sind jetzt überarbeitet worden. Trotz-
dem vertrat Bau- und Umweltschutz-
direktorin Sabine Pegoraro (FDP) vor 
den Medien die Meinung, eine neue 

UVP sei nicht nötig. Das bezweifelt VCS-
 Geschäftsführerin Stephanie Fuchs. Es 
müsse geprüft werden, ob die Änderun-
gen am Konzept für die Rheinstrasse 
nicht zumindest eine Ergänzung der 
UVP erfordern. Fuchs: «Der Kanton 
muss die Umweltverträglichkeit des 
 gesamten H2-Projekts nachweisen.» 
Weiter fordert sie eine durchgängige 
Veloroute auf der Rheinstrasse.

Auf Vorbehalte stösst beim VCS auch 
der Vorschlag der Arbeitsgruppe, auf 
dem Abschnitt vom McDonald’s an der 
Wölferstrasse bis zum Schild-Kreisel 
eine breite Mittelspur zwischen den 
 beiden Fahrbahnen zu bauen. Der so-
genannte Mehrzweckstreifen, der sich 
farblich abheben wird, soll laut dem 
Tiefbauamt Fussgängern das Überque-
ren der Strasse ohne Zebrastreifen er-
leichtern und gleichzeitig Autofahrern 

das Linksabbiegen und Ausweichen er-
möglichen. Fuchs befürchtet aber, 
 dieser Mittelstreifen werde als «Kapazi-
tätsreserve» dienen: Die 9,50 Meter 
breite Rheinstrasse behalte so ihre tren-
nende Wirkung und könne damit ohne 
grossen Aufwand auf drei Spuren um-
markiert werden. Der Mittelstreifen 
müsse zumindest mit baulichen Mass-
nahmen abgeschrankt werden, damit er 
nur von Fussgängern und Velofahrern 
benutzt werden könne, verlangt Fuchs.

Solche Mittelstreifen seien bereits in 
anderen Kantonen zu finden, aber auch 
auf einem Abschnitt der Hohenrainstras-
se in Pratteln, erklärte Kantonsinge-
nieur Oliver Jacobi an der Medien-
konferenz. In Orten wie Köniz könne 
der Mittel streifen tatsächlich der Fuss-

gängerquerung dienen, weil hier das 
Tempo auf 30 Stundenkilometer be-
grenzt sei, sagt Fuchs. Für die Rhein-
strasse ist dagegen eine Höchstge-
schwindigkeit von 50 Kilometern pro 
Stunde vorgesehen.

Auf der neu gestalteten Strasse  müsse 
durchgehend Platz für eine dritte Spur 
zur Verfügung stehen, sagte Jacobi. Die 
Rheinstrasse müsse als Ausweichroute 
benützt werden können, wenn der H2-
Tunnel für längere Zeit  gesperrt werden 
müsse. 

Die Strasse werde aber kein gleich-
wertiger Ersatz für die H2. So soll zum 
Beispiel der neue Schönthalplatz mit 
verengter Fahrbahn und Bushaltestellen 
als Flaschenhals gestaltet werden. Jaco-
bi: «Es ist nicht erwünscht, dass ein Au-
tomobilist auf der Rheinstrasse vom ei-
nen zum anderen Ende durchfährt.»

vernachlässigten 

Verein aus der Region unterstützt 
vorbildliches Heim in Umbrien

Von Georgina Rotter

 Während ihres letzten 
Italienurlaubs hatte Karin Braun (42) 
aus Seewen es sich in den Kopf gesetzt, 
einen herrenlosen Dorfhund zu retten. 
Durch eine Kette von Zufällen wurde 
dieser Hund in ein privates Hundeheim 
namens Agrilia in Umbrien gebracht, 
wo ihn Karin Braun zusammen mit 
 einem befreundeten Liestaler Tierarzt, 
Gilbert Klaus, und dessen Freundin 
 Andrea Tschopp später abholte. 

Alle drei waren begeistert von dem, 
was sie dort erblickten. Lia Campriani, 
eine 63-jährige Idealistin, hatte ihre 
ländliche Pensionsanlage Agriturismo 
Agrilia vor einigen Jahren in ein Hunde-
heim verwandelt. «Etwa 140 gut er-
nährte Hunde leben heute auf dem 
weitläufigen Gehöft, manche in einem 
Zwinger, aber viele auch frei in fried-
lichen Rudeln», erzählt Braun. Selbst-
fütterungseinrichtungen liessen den 
Fütterungsstress entfallen. Das war ein 
riesiger Kontrast zu dem, was ihr über 
die Hundeheime Italiens bekannt war. 

Seit im Jahr 1991 in Italien das 
 Töten von Streunerhunden untersagt 
wurde, wurden für Hunderttausende 
herrenlose Hunde sogenannte canili 
eingerichtet, die aber mehr an schlechte 
Gefängnisse als an Tierheime erinnern: 
«Hunde leiden an nicht behandelten 
Wunden oder Krankheiten, liegen zu-
sammengepfercht in Zwingern oder auf 
Betonböden», sagt Braun. 

An Artgenossen verfüttert
«Pro Hund und Tag erhält der Be-

treiber bis zu sieben Euro», erklärt 
Braun weiter. Leider fliesse dieses Geld, 
das der Staat zugunsten der Hunde in 
den canili wohlmeinend freigibt, oft in 
die Taschen der Betreiber. Kontrollen 
gebe es kaum. Stattdessen verhungern 
viele Hunde und werden zum Teil an 
ihre Artgenossen verfüttert. 

«Seltsamerweise war es aber Lia 
Campriani, die vom Staat mit hohen 
Bussen bestraft wurde», erzählt Braun. 
Deshalb will nun die weisshaarige alte 
Dame ihr Hundeheim o"ziell aner-
kennen lassen und einen normierten 

Umbau mit entsprechender Umzäu-
nung durchführen. 

Die drei Schweizer entschieden sich 
kurzerhand, Lia Campriani zu unter-
stützen, und gründeten vergangenen 
November den Stützverein Hundehilfe 
Mittelitalien (SHM). «Die Hunde haben 
es bei Lia gut», meint der frisch pensio-
nierte Tierarzt Klaus. Die Hunde in der 
Agrilia aber werden – im Gegensatz zu 
Hunden in vielen canili – tatsächlich 

auch an private Besitzer vermittelt. 
«Drei Hunde fanden bisher durch unse-
ren Verein Plätze in der Schweiz, andere 
werden in Italien adoptiert.» 

Mit zwei Kochanlässen im Restau-
rant Zum Seiler des Radackerhofs in 
Liestal generierte der SHM bereits die 
Hälfte – 10 000 Franken – der Umbau-
kosten. «Am 14. April werde ich einen 
Nothelferkurs für Hunde geben», o!en-
bart Klaus. Auch jene Einnahmen sollen 

nach Agrilia fliessen. Bisher zehrt Lia 
Campriani noch von ihrem  Vermögen. 
Aber seit sie nicht mehr verdient, 
schrumpft es beständig. Durch den 
SHM möchten die drei Vereins gründer 
vor Ort eine Verbesserung  erreichen. 
Braun, selber zur Hälfte Italienerin, 
sieht es so: «Wir können Italien nicht 
ändern, aber wir können einigen Tieren 
in Not helfen.»

 Hotelier Charles Seiler, Andrea Tschopp, Karin Braun und Gilbert Klaus (v.l.) sammeln Geld für Hunde. 


